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AsylG 2005 835
B-VG Art.133 Abs4
. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026

—_

2. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
3. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
4. AsylG 2005 § 35 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
5. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
6. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
7. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber nach Beschwerdevorentscheidung der
Osterreichischen Botschaft in Damaskus/Syrien vom 10.11.2017, ZI.:XXXX, aufgrund des Vorlageantrags der XXXX, geb.
XXXX, StA von Syrien, Uber ihre Beschwerde gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft in Damaskus vom
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11.08.2017, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber nach
Beschwerdevorentscheidung der Osterreichischen Botschaft in Damaskus/Syrien vom 10.11.2017, ZI.:XXXX, aufgrund
des Vorlageantrags der romisch 40 , geb. romisch 40, StA von Syrien, Uber ihre Beschwerde gegen den Bescheid der
Osterreichischen Botschaft in Damaskus vom 11.08.2017, ZI. rémisch 40, zu Recht erkannt;

A) Die Beschwerde wird gemal3 8 35 Abs. 1 und 5 AsylG idgF alsA) Die Beschwerde wird gemald Paragraph 35, Absatz
eins und 5 AsylG idgF als

unbegrindet abgewiesen und die Beschwerdevorentscheidung bestatigt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangrémisch eins. Verfahrensgang

Die Beschwerdefuhrerin (BF), eine Staatsangehdrige aus Syrien, stellte persdnlich am 21.09.2016 bei der
dsterreichischen Botschaft in Damaskus (im Folgenden: OB Damaskus) einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels
gem.8 35 Abs. 1 AsylG.Die Beschwerdefuhrerin (BF), eine Staatsangehdrige aus Syrien, stellte personlich am
21.09.2016 bei der ésterreichischen Botschaft in Damaskus (im Folgenden: OB Damaskus) einen Antrag auf Erteilung
eines Einreisetitels gem. Paragraph 35, Absatz eins, AsylG.

Begrindend fuhrte die BF aus, dass sie die Ehegattin des XXXX, XXXX geb., sei, dem mit Bescheid des BFA vom
22.06.2016 die Fllchtlingseigenschaft zuerkannt worden sei. Die Ehe sei am XXXX traditionell-muslimisch geschlossen
und amXXXX standesamtlich eingetragen worden.Begrindend fihrte die BF aus, dass sie die Ehegattin des rémisch 40
, romisch 40 geb., sei, dem mit Bescheid des BFA vom 22.06.2016 die Fliichtlingseigenschaft zuerkannt worden sei. Die
Ehe sei am romisch 40 traditionell-muslimisch geschlossen und amXXXX standesamtlich eingetragen worden.

In der Folge Gbermittelte die OB Damaskus den Antrag und Sachverhalt am 03.10.2016 an das BFA zur Erstattung einer
Stellungnahme gemaR & 35 Abs. 4 AsylG und einer diesbezlglichen Wahrscheinlichkeitsprognose, ob die Zuerkennung
des Status eines Asylberechtigten an die BF im Familienverfahren wahrscheinlich erscheine.In der Folge Ubermittelte
die OB Damaskus den Antrag und Sachverhalt am 03.10.2016 an das BFA zur Erstattung einer Stellungnahme gemaR
Paragraph 35, Absatz 4, AsylG und einer diesbezuglichen Wahrscheinlichkeitsprognose, ob die Zuerkennung des Status
eines Asylberechtigten an die BF im Familienverfahren wahrscheinlich erscheine.

Mit Schreiben vom 30.05.2017 erstattete das BFA eine solche Stellungnahme und fuhrte darin im Wesentlichen aus,
dass die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei, weil die Ehe der Antragstellerin nicht bereits im
Herkunftsland bestanden habe. Die Ehe sei erst am XXXX eingetragen worden und wirden lediglich traditionell
geschlossene Ehen nicht anerkannt.Mit Schreiben vom 30.05.2017 erstattete das BFA eine solche Stellungnahme und
flhrte darin im Wesentlichen aus, dass die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei, weil die Ehe der
Antragstellerin nicht bereits im Herkunftsland bestanden habe. Die Ehe sei erst am rémisch 40 eingetragen worden
und wurden lediglich traditionell geschlossene Ehen nicht anerkannt.

Mit Schreiben vom 31.05.2017 wurde die BF seitens der OB Damaskus aufgefordert, zur Gleichzeitig vorgehaltenen
Stellungnahme des BFA Stellung zu nehmen.

Mit Schriftsatz vom 22.06.2017 erstattete die BF eine solche Stellungnahme und fihrte darin im Wesentlichen aus,
dass die Eheschliefung am "XXXX" (gemeint wohl richtigerweise: XXXX) erfolgt sei und dass mit der Registrierung die
EheschlieBung rickwirkend mit XXXX glltig sei. Die Bezugsperson habe nach der traditionellen EheschlieRung zum
einen keine Mdglichkeit gehabt mit syrischen Behdrden in Kontakt zu treten, und habe dies zum anderen auch
vermeiden mussen, um nicht zum Wehrdienst eigezogen zu werden. Es sei der Bezugsperson daher nichts anderes
Ubrig geblieben als fur die Registrierung der Ehe ihren Vater zu bevollmachtigen.Mit Schriftsatz vom 22.06.2017
erstattete die BF eine solche Stellungnahme und flhrte darin im Wesentlichen aus, dass die Eheschliefung am "XXXX"
(gemeint wohl richtigerweise: rémisch 40 ) erfolgt sei und dass mit der Registrierung die Eheschliefung rickwirkend
mit romisch 40 gultig sei. Die Bezugsperson habe nach der traditionellen EheschlieBung zum einen keine Mdoglichkeit
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gehabt mit syrischen Behorden in Kontakt zu treten, und habe dies zum anderen auch vermeiden mussen, um nicht
zum Wehrdienst eigezogen zu werden. Es sei der Bezugsperson daher nichts anderes Ubrig geblieben als fur die
Registrierung der Ehe ihren Vater zu bevollmachtigen.

Noch am 22.06.2017 Uibermittelte die OB Damaskus diese weitere Stellungnahme der BF an das BFA.

Mit Schreiben via e-mail vom 09.08.2017 teilte das BFA der OB Damaskus mit, dass die negative Prognose aufrecht
bleibe, da die Antragstellerin keine Familienangehdrige iSd 8 35 Abs. 5 AsylG sei.Mit Schreiben via e-mail vom
09.08.2017 teilte das BFA der OB Damaskus mit, dass die negative Prognose aufrecht bleibe, da die Antragstellerin
keine Familienangehdrige iSd Paragraph 35, Absatz 5, AsyIG sei.

Mit Bescheid vom 11.08.2017, zugestellt am 11.08.2017, verweigerte die OB Damaskus das Visum mit der Begriindung,
dass das BFA an der negativen Wahrscheinlichkeitsprognose festgehalten habe.

Gegen diesen Bescheid erhob die BF mit Schreiben vom 05.09.2017 fristgerecht Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht. Begriindend fuhrte die BF im Wesentlichen wiederholend aus, dass nach syrischem Recht
eine nachtraglich registrierte Ehe rtckwirkend gultig sei und dass das syrische Recht auch eine Stellvertretung bei der
EheschlieBung oder Registrierung zulasse.

In der Folge erlies die OB Damaskus mit Bescheid vom 10.11.2017, zugestellt ebenfalls am 10.11.2017, eine
Beschwerdevorentscheidung gem. § 14 Abs. 1 VWGVG, mit welcher die Beschwerde abgewiesen wurdeln der Folge
erlies die OB Damaskus mit Bescheid vom 10.11.2017, zugestellt ebenfalls am 10.11.2017, eine
Beschwerdevorentscheidung gem. Paragraph 14, Absatz eins, VwGVG, mit welcher die Beschwerde abgewiesen wurde.

Begrundend fuhrte die Botschaft im Wesentlichen Folgendes aus:

"... teilt die belangte Behorde die Ansicht des BFA, dass im vorliegenden Fall niemals eine Eheschlielfung stattgefunden
hat, bei der beide Parteien persénlich vor Ort anwesend waren. Die Ehe wurde in Vertretung eines Ehepartners
geschlossen. Eine Ehe zwischen Stellvertretern widerspricht aber eindeutig dem ordre public nach § 6 IPR Gesetz
(vergleiche BVwG 17.5.2016, W161 2125339 - 1)."... teilt die belangte Behdérde die Ansicht des BFA, dass im
vorliegenden Fall niemals eine EheschlieRBung stattgefunden hat, bei der beide Parteien personlich vor Ort anwesend
waren. Die Ehe wurde in Vertretung eines Ehepartners geschlossen. Eine Ehe zwischen Stellvertretern widerspricht
aber eindeutig dem ordre public nach Paragraph 6, IPR Gesetz (vergleiche BvwG 17.5.2016, W161 2125339 - 1).

Dabei ist auch auf das Erkenntnis des BVwG vom 4.4.2017 (BVWG W 168 2137471 - 1/2E) zu verweisen, wonach eine in
Abwesenheit der Ehegatten registrierte Ehe alleine darauf aufbauend in Osterreich keinen Rechtsbestand hat, da diese
wegen Ausreise der Bezugsperson vor Registrierung der Heirat nicht bereits im Herkunftsstadt bestanden hat und
damit alleine aufgrund dieser nachtraglichen Registrierung auch kein Familienleben im Sinne einer Wirtschafts-,
Lebens-oder Geschlechtsgemeinschaft stattgefunden hat. (...)."

Dagegen brachte die BF mit Schriftsatz vom 27.11.2017 per email und somit fristgerecht einen Vorlageantrag an das
Bundesverwaltungsgericht ein und verwies in inhaltlicher Hinsicht auf die bereits erstatteten Schriftsatze.

Mit Schreiben des Bundesministeriums fir Inneres vom 13.12.2017 wurde am 15.12.2017 dem
Bundesverwaltungsgericht der Vorlageantrag samt dem Verwaltungsakt Gbermittelt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.) Feststellungen:
Festgestellt wird zunachst der oben wiedergegebene Verfahrensgang.

Zudem wird festgestellt, dass die BF die Bezugsperson XXXX, XXXX geb., syrischer StA, der mit Bescheid des BFA vom
22.06.2016 die Fluchtlingseigenschaft zuerkannt und Asyl gewahrt wurde, in Syrien am XXXX traditionell-muslimisch
nach Scharia-Recht geheiratet hat und ihre Verbindung am XXXX beim Standesamt unter Abwesenheit der
Bezugsperson eingetragen wurde.Zudem wird festgestellt, dass die BF die Bezugsperson réomisch 40 , rémisch 40 geb.,
syrischer StA, der mit Bescheid des BFA vom 22.06.2016 die Fluchtlingseigenschaft zuerkannt und Asyl gewahrt wurde,
in Syrien am rémisch 40 traditionell-muslimisch nach Scharia-Recht geheiratet hat und ihre Verbindung am rémisch 40
beim Standesamt unter Abwesenheit der Bezugsperson eingetragen wurde.

Zum Zeitpunkt der traditionellen EheschlieBung war die BF erst 15 Jahre und 7 Monate alt.
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EheschlieBungen in Syrien, die von einer religiosen Stelle vollzogen wurden, muissen bei den Behorden flr
zivilrechtliche Angelegenheiten registriert werden, um staatlich anerkannt zu sein. Erst durch die Registrierung durch
die Behorde wird die Ehe staatlich anerkannt.

2.) Beweiswurdigung:

Die Festgestellungen ergeben sich aus dem Akt der OB Damaskus. Die Daten der EheschlieRung ergeben sich dabei
insbesondere aus dem Vorbringen der BF in verbindung mit den vorgelegten Unterlagen.

Der Umstand, dass die BF zum Zeitpunkt der traditionellen EheschlieBung noch keine 16 Jahre, sondern erst 15 Jahre
und 7 Monate alt war, ergibt sich unzweifelhaft aus einem Vergleich ihres Geburtsdatums mit dem Datum der
EheschlieBung.

Die Feststellungen zum syrischen Eherecht und dem Erfordernis der gerichtlichen/standesamtlichen Registrierung
einer Ehe, um staatlich anerkannt zu sein, ergeben sich aus dem Vorbringen der BF selbst, das insofern im Einklang mit
einer notorischen Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zum syrischen Eherecht steht.

3.) Rechtliche Beurteilung:

Die malgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG) idgF lauten wie folgt:

"8 2 Soweit die Bundes- oder Landesgesetze nicht die Entscheidung durch den Senat vorsehen, entscheidet das
Verwaltungsgericht durch Einzelrichter (Rechtspfleger).

Beschwerdevorentscheidung

8 14 (1) Im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG steht es der Behorde frei, den angefochtenen
Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzudndern oder die Beschwerde zurlickzuweisen oder
abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). 8 27 ist sinngemall anzuwenden.Paragraph 14, (1) Im Verfahren Uber
Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG steht es der Behérde frei, den angefochtenen Bescheid
innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuandern oder die Beschwerde zurlckzuweisen oder abzuweisen

(Beschwerdevorentscheidung). Paragraph 27, ist sinngemal’ anzuwenden.

(2) Will die Behorde von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absehen, hat sie dem Verwaltungsgericht die
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.

(3) Im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG hat die Behdrde dem Verwaltungsgericht die
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.(3) Im Verfahren tber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 4, B-VG hat die Behdrde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter

Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.
Vorlageantrag

8 15 (1) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der Behorde den
Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Wird
der Vorlageantrag von einer anderen Partei als dem Beschwerdefuhrer gestellt, hat er die Grinde, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt (8 9 Abs. 1 Z 3), und ein Begehren (8 9 Abs. 1 Z 4) zu enthalten.Paragraph 15, (1)
Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der Behérde den Antrag
stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Wird der
Vorlageantrag von einer anderen Partei als dem Beschwerdeflhrer gestellt, hat er die Grinde, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3,), und ein Begehren (Paragraph 9, Absatz
eins, Ziffer 4,) zu enthalten.

(2) Ein rechtzeitig eingebrachter und zulassiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung, wenn die Beschwerde
1.

von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behorde diese nicht ausgeschlossen hat;

2.

von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung hatte, die Behérde diese jedoch zuerkannt hat.



Die Behdrde hat dem Verwaltungsgericht den Vorlageantrag und die Beschwerde unter Anschluss der Akten des
Verfahrens vorzulegen und den sonstigen Parteien die Vorlage des Antrags mitzuteilen.

(3) Verspatete und unzulassige Vorlageantrage sind von der Behérde mit Bescheid zurtickzuweisen. Wird gegen einen
solchen Bescheid Beschwerde erhoben, hat die Behorde dem Verwaltungsgericht unverziglich die Akten des
Verfahrens vorzulegen.

8161[...]
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
Anzuwendendes Recht

8 17 Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Gber Beschwerden gemal3 Art.
130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBIl. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte."Paragraph 17,
Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren tber Beschwerden gemaR Artikel
130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier.
Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
- DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte."

88 11, 11a Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idgF lauten:Paragraphen 11, 11 a, Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idgF

lauten:
"Verfahren vor den dsterreichischen Vertretungsbehorden in Visaangelegenheiten

8 11 (1) In Verfahren vor sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die
fur die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemdald anzuwenden. Der Antragssteller hat lGber
Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser personlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur berufsmiRigen Parteienvertretung
befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung
tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieBenden
Stellungnahme hatte.Paragraph 11, (1) In Verfahren vor Osterreichischen Vertretungsbehdérden haben Antragsteller
unter Anleitung der Behdrde die fur die Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und
Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19, Visakodex sinngemaf}
anzuwenden. Der Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen,
erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG
gilt nur fur in Osterreich zur berufsmaRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach
freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die
dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit
zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehorde ist ausschlie3lich der Antragssteller.

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behdrde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift des
Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Osterreich gesetzt werden, sofern die
Identitdit des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat durch Ubergabe in der
Vertretungsbehdrde oder, soweit die internationale Ubung dies zuldsst, auf postalischem oder elektronischem Wege
zu erfolgen; ist dies nicht moglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der Vertretungsbehérde

vorzunehmen.
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(4) Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemall Abs. 1 betreffend Visa D sind schriftlich in einer Weise
auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem Betroffenen sind die Griinde
der 6ffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau
und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Griinde der Sicherheit der Republik Osterreich dieser Mitteilung
entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Begrindung ist auch die Rechtsmittelinstanz anzugeben.(4)
Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemall Absatz eins, betreffend Visa D sind schriftlich in einer Weise
auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem Betroffenen sind die Griinde
der offentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau
und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Grunde der Sicherheit der Republik Osterreich dieser Mitteilung

entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Begrindung ist auch die Rechtsmittelinstanz anzugeben.

(5) Fur die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen § 33 AVG) gelten die Wochenend- und
Feiertagsregelungen im Empfangsstaat.(5) Fuir die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (Paragraph 33,

AVG) gelten die Wochenend- und Feiertagsregelungen im Empfangsstaat.

(6) Kann dem Antrag auf Erteilung eines Visums D auf Grund zwingender aufRenpolitischer Rucksichten oder aus
Grinden der nationalen Sicherheit nicht stattgegeben werden, so ist die Vertretungsbehdrde ermachtigt, sich auf den
Hinweis des Vorliegens zwingender Versagungsgrunde zu beschranken. Der mal3gebliche Sachverhalt muss auch in
diesen Fallen im Akt nachvollziehbar sein.

(7) Der Fremde hat im Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen Zweck und die beabsichtigte Dauer der Reise
und des Aufenthaltes bekannt zu geben. Der Antrag ist zurlickzuweisen, sofern der Antragsteller, ausgenommen die
Falle des8 22 Abs. 3 FPG, trotz Aufforderung und Setzung einer Nachfrist kein gultiges Reisedokument oder
gegebenenfalls kein Gesundheitszeugnis vorlegt oder wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht
personlich vor der Behdrde erschienen ist, obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.(7) Der
Fremde hat im Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen Zweck und die beabsichtigte Dauer der Reise und
des Aufenthaltes bekannt zu geben. Der Antrag ist zurlickzuweisen, sofern der Antragsteller, ausgenommen die Falle
des Paragraph 22, Absatz 3, FPG, trotz Aufforderung und Setzung einer Nachfrist kein glltiges Reisedokument oder
gegebenenfalls kein Gesundheitszeugnis vorlegt oder wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht
personlich vor der Behdrde erschienen ist, obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

(8) Minderjahrige Fremde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, kdnnen bei Zustimmung des gesetzlichen Vertreters
die Erteilung eines Visums selbst beantragen.

(9) Fur Entscheidungen Uber die Erteilung eines Visums flr Saisoniers (82 Abs. 4 Z 13) ist Art. 23 Abs. 1 bis 3 Visakodex
sinngemaR anzuwenden.(9) Fur Entscheidungen Uber die Erteilung eines Visums fur Saisoniers (82 Absatz 4, Ziffer 13,)
ist Artikel 23, Absatz eins bis 3 Visakodex sinngemal anzuwenden.

Beschwerden gegen Bescheide 6sterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11a (1) Der Beschwerdefluhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer dsterreichischen Vertretungsbehdérde
samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieBen.Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdeflihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer O&sterreichischen Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es dirfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fur Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes flir Dolmetscher
und Ubersetzer sowie fir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehorde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt."(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehdrde
zu erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt."
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Die maf3geblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 idgF (AsylG) lauten wie folgt:
Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden

8§ 35. (1) Der Familienangehorige gemald Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaf3 8 34 Abs. 1 Z
1iVm 8§ 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdérde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfiillen.Paragraph 35, (1) Der Familienangehorige gemal3 Absatz 5,
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben
betrauten 6sterreichischen Vertretungsbehérde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die Antragstellung
auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erfallen.

(2) Der Familienangehorige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal} § 34
Abs. 1 Z 2 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 frihestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Dariber hinaus gilt Abs.
4.(2) Der Familienangehdrige gemaR Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die Voraussetzungen gemaf Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjdhrigen, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemaf3 § 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfiillt.(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfullt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafir Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfillt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissérs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AuBerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverztglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausflllt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehorde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.



(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn(4)
Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1.

gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9),gegen den Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2.

das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den 6ffentlichen Interessen nach
Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht unddas zu befassende Bundesministerium fir Inneres mitgeteilt hat, dass eine
Einreise den o6ffentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und

3.

im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des 8 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt sind, es
sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemaR8 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten.im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz 2,
die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemal Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemalR8 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehorde hat den
Fremden Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR § 17 Abs. 1 und 2 zu informieren.Bis zum Einlangen
dieser Mitteilung ist die Frist gemal3 Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdrde hat den Fremden
ber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsidiar Schutzberechtigten oder des

Asylberechtigten bestanden hat.

Die maf3geblichen Bestimmungen (88 16 und 6) des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1978 Uber das internationale
Privatrecht (IPR-Gesetz) idgF lauten wie folgt:Die maligeblichen Bestimmungen (Paragraphen 16 und 6) des

Bundesgesetzes vom 15. Juni 1978 Uber das internationale Privatrecht (IPR-Gesetz) idgF lauten wie folgt:
Form der EheschlieBung:

8§ 16. (1) Die Form einer EheschlieRung im Inland ist nach den inlandischen Formvorschriften zu beurteilenParagraph

16, (1) Die Form einer EheschlieBung im Inland ist nach den inlandischen Formvorschriften zu beurteilen.

(2) Die Form einer EheschlieBung im Ausland ist nach dem Personalstatus jedes der Verlobten zu beurteilen; es genlgt

jedoch die Einhaltung der Formvorschriften des Ortes der EheschlieRung.
Vorbehaltsklausel (ordre public)

§ 6. Eine Bestimmung des fremden Rechtes ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fuhren
wirde, das mit den Grundwertungen der Osterreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. An ihrer Stelle ist

erforderlichenfalls die entsprechende Bestimmung des Osterreichischen Rechtes anzuwenden.Paragraph 6, Eine
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Bestimmung des fremden Rechtes ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fihren wirde, das
mit den Grundwertungen der dsterreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. An ihrer Stelle ist erforderlichenfalls die
entsprechende Bestimmung des 6sterreichischen Rechtes anzuwenden.

Die maRgeblichen Bestimmungen (88 1,2, 3 und 17) des Ehegesetzes idgF lauten wie folgtDie mafgeblichen
Bestimmungen (Paragraphen eins,,2, 3 und 17) des Ehegesetzes idgF lauten wie folgt:

Recht der EheschlieBung
A. Ehefahigkeit

8 1. (1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, sind ehemundigParagraph eins, (1) Personen, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben, sind ehemundig.

(2) Das Gericht hat eine Person, die das 16. Lebensjahr vollendet hat, auf ihren Antrag fur ehemindig zu erklaren,
wenn der kinftige Ehegatte volljahrig ist und sie fur diese Ehe reif erscheint.

Geschaftsunfahigkeit

§ 2 Wer geschéftsunfahig ist, kann eine Ehe nicht eingehenParagraph 2, Wer geschaftsunfahig ist, kann eine Ehe nicht
eingehen.

Einwilligung des gesetzlichen Vertreters und des Erziehungsberechtigten

8 3 (1) Wer minderjahrig oder aus anderen Grinden in der Geschaftsfahigkeit beschrankt ist, bedarf zur Eingehung
einer Ehe der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters.Paragraph 3, (1) Wer minderjahrig oder aus anderen Griinden
in der Geschaftsfahigkeit beschrankt ist, bedarf zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung seines gesetzlichen
Vertreters.

(2) AuBerdem bedarf er der Einwilligung desjenigen, dem seine Pflege und Erziehung zustehen.

(3) Werden die nach den Abs. 1 und 2 erforderlichen Einwilligungen verweigert, so hat das Gericht sie auf Antrag des
Verlobten, der ihrer bedarf, zu ersetzen, wenn keine gerechtfertigten Griinde fur die Weigerung vorliegen.(3) Werden
die nach den Absatz eins und 2 erforderlichen Einwilligungen verweigert, so hat das Gericht sie auf Antrag des
Verlobten, der ihrer bedarf, zu ersetzen, wenn keine gerechtfertigten Grinde fur die Weigerung vorliegen.

Form der EheschlieBung:

§ 17 (1) Die Ehe wird dadurch geschlossen, dass die Verlobten vor dem Standesbeamten personlich und bei
gleichzeitiger Anwesenheit erklaren, die Ehe miteinander eingehen zu wollen.Paragraph 17, (1) Die Ehe wird dadurch
geschlossen, dass die Verlobten vor dem Standesbeamten personlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit erklaren, die
Ehe miteinander eingehen zu wollen.

(2) Die Erklarungen kénnen nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbestimmung abgegeben werden.
Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die dsterreichische Vertretungsbehérde im Ausland
in Bezug auf die Erteilung eines Einreisetitels nach § 35 AsylG 2005 an die Mitteilung des Bundesasylamtes (nunmehr:
des Bundeamtes fur Fremdenwesen und Asyl) tber die Prognose einer Asylgewahrung bzw. Gewahrung subsidiaren
Schutzes gebunden, und zwar auch an eine negative Mitteilung. Diesbeziglich kommt ihr keine eigene
Prifungskompetenz zu (vgl. das im Beschwerdefall im ersten Rechtsgang ergangene Erkenntnis VwWGH 16.12.2014, Ro
2014/22/0034 unter Hinweis auf VwGH 17.10.2013,2013/21/0152; VwGH 19.06.2008,2007/21/0423).Nach standiger
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die dsterreichische Vertretungsbehdérde im Ausland in Bezug auf die
Erteilung eines Einreisetitels nach Paragraph 35, AsylG 2005 an die Mitteilung des Bundesasylamtes (nunmehr: des
Bundeamtes fur Fremdenwesen und Asyl) Uber die Prognose einer Asylgewdhrung bzw. Gewdhrung subsididren
Schutzes gebunden, und zwar auch an eine negative Mitteilung. Diesbeziglich kommt ihr keine eigene
Prifungskompetenz zu vergleiche das im Beschwerdefall im ersten Rechtsgang ergangene Erkenntnis VwGH
16.12.2014, Ro 2014/22/0034 unter Hinweis auf VwWGH 17.10.2013,2013/21/0152; VwWGH 19.06.2008,2007/21/0423).

Nach dieser Rechtsprechung ist zur Frage des Prifungsumfangs der Osterreichischen Vertretungsbehdrde bei der
Entscheidung Uber den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels im Sinne des § 35 Abs. 1 letzter Satz AsylG 2005 auf die
Gesetzesmaterialien zur Stammfassung der Vorgangerbestimmung (§ 16 AsylG 1997) zuriickzugreifen. Danach sollten
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die bei den Osterreichischen Berufsvertretungsbehorden im Ausland gestellten Asylantrage an die Durchfihrung eines
Vorverfahrens gebunden sein. Bei diesem speziellen Sichtvermerksantrag sollte namlich ein relativ formalisiertes
Ermittlungsverfahren betreffend eine mdgliche Asylgewahrung stattfinden, in welches das Bundesasylamt einzubinden
sei. Treffe das Bundesasylamt die Prognose, dass eine Asylgewahrung wahrscheinlich sei, habe die
Berufsvertretungsbehtérde ohne Weiteres einen entsprechend befristeten Sichtvermerk zur Einreise zu erteilen,
worauf das eigentliche Asylverfahren stattzufinden habe. Dieser Mechanismus solle auf der Ebene eines
Sichtvermerksverfahrens dazu dienen, die im Hinblick auf eine potentielle Schutzbedirftigkeit heiklen Falle aus der
Vielzahl der Asylantrage im Ausland herauszufiltern, ohne zugleich - im Hinblick auf das relativ formalisierte Verfahren
vor der Osterreichischen Vertretungsbehdrde - durch eine negative Asylentscheidung res iudicata zu bewirken und den
Asylwerber fir immer von einem ordentlichen Asylverfahren auszuschlieRen. Werde ein Sichtvermerk nicht erteilt, sei
der betreffende Asylantrag als gegenstandslos abzulegen (RV 686 BIgNR 20.GP 23).Nach dieser Rechtsprechung ist zur
Frage des PrUfungsumfangs der Osterreichischen Vertretungsbehorde bei der Entscheidung Uber den Antrag auf
Erteilung eines Einreisetitels im Sinne des Paragraph 35, Absatz eins, letzter Satz AsylG 2005 auf die
Gesetzesmaterialien zur Stammfassung der Vorgangerbestimmung (Paragraph 16, AsylG 1997) zurtckzugreifen.
Danach sollten die bei den Osterreichischen Berufsvertretungsbehdrden im Ausland gestellten Asylantrage an die
Durchfuihrung eines Vorverfahrens gebunden sein. Bei diesem speziellen Sichtvermerksantrag sollte namlich ein relativ
formalisiertes Ermittlungsverfahren betreffend eine mogliche Asylgewahrung stattfinden, in welches das
Bundesasylamt einzubinden sei. Treffe das Bundesasylamt die Prognose, dass eine Asylgewahrung wahrscheinlich sei,
habe die Berufsvertretungsbehérde ohne Weiteres einen entsprechend befristeten Sichtvermerk zur Einreise zu
erteilen, worauf das eigentliche Asylverfahren stattzufinden habe. Dieser Mechanismus solle auf der Ebene eines
Sichtvermerksverfahrens dazu dienen, die im Hinblick auf eine potentielle Schutzbedurftigkeit heiklen Falle aus der
Vielzahl der Asylantrage im Ausland herauszufiltern, ohne zugleich - im Hinblick auf das relativ formalisierte Verfahren
vor der Osterreichischen Vertretungsbehdrde - durch eine negative Asylentscheidung res iudicata zu bewirken und den
Asylwerber fir immer von einem ordentlichen Asylverfahren auszuschlieRen. Werde ein Sichtvermerk nicht erteilt, sei
der betreffende Asylantrag als gegenstandslos abzulegen Regierungsvorlage 686 BIgNR 20.Gesetzgebungsperiode 23).

Schon diese Ausfiihrungen lassen erkennen, dass die sterreichische Vertretungsbehérde im Ausland in Bezug auf die
Visumserteilung an die Mitteilung des (nunmehr) Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Prognose einer
Schutzgewahrung gebunden ist. Das Gesetz stellt nur klar, dass es bei einer positiven Mitteilung Uber die
voraussichtliche Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten keiner weiteren Voraussetzungen fur die Visumserteilung
bedarf, somit die Erteilungsvoraussetzungen und Versagungsgrinde des FPG diesfalls unbeachtet zu bleiben haben.
Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass die Vertretungsbehérde im Falle einer negativen Mitteilung des
Bundesamtes noch einmal eine eigene Beurteilung der Wahrscheinlichkeit einer Asylgewahrung vorzunehmen hatte
und zu einem gegenteiligen Ergebnis als die zur Entscheidung Uber Asylantrage sachlich zustandige Behérde kommen
kénnte. Fur diese Auffassung gibt das Gesetz keine ausreichenden Anhaltspunkte. Es wiirde auch dem Zweck der
Erteilung dieses Einreisetitels zuwiderlaufen, dem Familienangehdrigen einer schutzberechtigten Ankerperson im
Hinblick auf die voraussichtliche Gewahrung von Asyl bzw. subsididren Schutz die Einreise zu ermdglichen, wenn das
zur Beurteilung des Schutzantrages zustéandige Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl die Stattgebung unter diesem
Titel nicht fur wahrscheinlich erachtet (siehe zu dem ganzen BVwG 12.01.2016, W184 2112510-1ua).

Soweit es innerhalb des mit dem Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz - FNG,BGBI. | Nr. 87/2012 geschaffenen
geschlossenen Rechtsschutzsystems allerdings dem Bundesverwaltungsgericht nunmehr offen steht, auch die
Einschatzung des Bundeamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an den Antragsteller auf ihre Richtigkeit zu Gberprufen (VwGH 01.03.2016, Ro 2015/18/0002),
so fuhrt diese Uberpriifung im Beschwerdefall zu keinem anderen Ergebnis, weil die Prognose des Bundesamtes fiir
Fremdenwesen und Asyl nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes im Ergebnis zutreffend ist:Soweit es
innerhalb des mit dem Fremdenbehérdenneustrukturierungsgesetz - FNG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus
2012, geschaffenen geschlossenen Rechtsschutzsystems allerdings dem Bundesverwaltungsgericht nunmehr offen
steht, auch die Einschatzung des Bundeamtes fir Fremdenwesen und Asyl tber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an den Antragsteller auf ihre Richtigkeit zu Gberprifen (VwGH 01.03.2016, Ro 2015/18/0002),
so fithrt diese Uberpriifung im Beschwerdefall zu keinem anderen Ergebnis, weil die Prognose des Bundesamtes fiir
Fremdenwesen und Asyl nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes im Ergebnis zutreffend ist:
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Im vorliegenden Fall wurde ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemalRR§ 35 Abs. 1 AsylG 2005 gestellt und als
Bezugsperson der in Osterreich asylberechtigte XXXX,XXXX geb., als Ehegatte der BF genannt.Im vorliegenden Fall
wurde ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 gestellt und als
Bezugsperson der in Osterreich asylberechtigte rémisch 40 ,rémisch 40 geb., als Ehegatte der BF genannt.

Zunachst fallt in casu sofort auf, dass die am XXXX geborene BF zum Zeitpunkt der traditionellen EheschlieBung am
XXXX mit der Bezugsperson erst 15 Jahre und 7 Monate alt war.Zunachst fallt in casu sofort auf, dass die am rémisch
40 geborene BF zum Zeitpunkt der traditionellen Eheschliefung am rémisch 40 mit der Bezugsperson erst 15 Jahre
und 7 Monate alt war.

Gemall 8 9 Abs. 1 erster Satz internationales Privatrecht,BGBI. Nr. 304/1978 (IPRG), ist das Personalstatut einer
nattrlichen Person das Recht des Staates, dem die Person angehort. 8 9 Abs. 3 IPRG regelt, dass das Personalstatut
einer Person, die Flichtling im Sinn der fir Osterreich geltenden internationalen Ubereinkommen ist oder deren
Beziehungen zu ihrem Heimatstaat aus vergleichbar schwerwiegenden Griinden abgebrochen sind, das Recht des
Staates ist, in dem sie ihren Wohnsitz, mangels eines solchen ihren gewohnlichen Aufenthalt hat; eine Verweisung
dieses Rechtes auf das Recht des Heimatstaates (8 5 IPRG) ist unbeachtlich. GemaR§ 12 IPRG sind die Rechts- und
Handlungsfahigkeit einer Person nach deren Personalstatut zu beurteilen. GemaR 8 16 Abs. 2 IPRG ist die Form einer
EheschlieBung im Ausland nach dem Personalstatut jedes der Verlobten zu beurteilen; es gentigt jedoch die Einhaltung
der Formvorschriften des Ortes der Eheschliefung.Gemal3 Paragraph 9, Absatz eins, erster Satz internationales
Privatrecht, Bundesgesetzblatt Nr. 304 aus 1978, (IPRG), ist das Personalstatut einer naturlichen Person das Recht des
Staates, dem die Person angehort. Paragraph 9, Absatz 3, IPRG regelt, dass das Personalstatut einer Person, die
Fliichtling im Sinn der fur Osterreich geltenden internationalen Ubereinkommen ist oder deren Beziehungen zu ihrem
Heimatstaat aus vergleichbar schwerwiegenden Griinden abgebrochen sind, das Recht des Staates ist, in dem sie ihren
Wohnsitz, mangels eines solchen ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat; eine Verweisung dieses Rechtes auf das Recht
des Heimatstaates (Paragraph 5, IPRG) ist unbeachtlich. GemaR Paragraph 12, IPRG sind die Rechts- und
Handlungsfahigkeit einer Person nach deren Personalstatut zu beurteilen. Gemal3 Paragraph 16, Absatz 2, IPRG ist die
Form einer EheschlieBung im Ausland nach dem Personalstatut jedes der Verlobten zu beurteilen; es gentgt jedoch die
Einhaltung der Formvorschriften des Ortes der EheschlieBung.

Nach Osterreichischem Recht ist eine Ehe, die von einer unter 16-Jahrigen geschlossen wird, keinesfalls gtiltig, da eine
solche Kinderehe den Grundwerten der osterr. Rechtsordnung widerspricht.

Der Oberste Gerichtshof hat jeweils unter Verweis auf Art. 16 Haager Minderjahrigenschutzabkommen und8 6 IPRG in
seinen Entscheidungen OGH 70b 600/86, 9 Ob 34/10f und6 Ob 138/13g dargelegt, dass aulerhalb der
verfassungsrechtlich geschitzten Grundwertungen etwa die Einehe, das Verbot der Kinderehe und des Ehezwanges,
der Schutz des Kindeswohles im Kindschaftsrecht oder das Verbot der Ausbeutung der wirtschaftlichen und sozial
schwacheren Partei zum Inhalt der geschitzten Grundwertungen des Osterreichischen Rechts zahlen.Der Oberste
Gerichtshof hat jeweils unter Verweis auf Artikel 16, Haager Minderjahrigenschutzabkommen und Paragraph 6, IPRG in
seinen Entscheidungen OGH 70b 600/86, 9 Ob 34/10f und6 Ob 138/13g dargelegt, dass aulerhalb der
verfassungsrechtlich geschiitzten Grundwertungen etwa die Einehe, das Verbot der Kinderehe und des Ehezwanges,
der Schutz des Kindeswohles im Kindschaftsrecht oder das Verbot der Ausbeutung der wirtschaftlichen und sozial

schwacheren Partei zum Inhalt der geschitzten Grundwertungen des dsterreichischen Rechts zahlen.

Es ist daher im gegenstandlichen Verfahren davon auszugehen, dass keine rechtskonforme Ehe der BF gemafl? dem
Internationalen Privatrechtsgesetz mit der asylberechtigten Bezugsperson in Osterreich besteht. Nach § 6 IPRG ist eine
Bestimmung des fremden Rechtes dann nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fuhren wurde,
das mit den Grundwertungen der Osterreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. Eine Kinderehe widerspricht
eindeutig den Grundwerten der dsterreichischen Rechtsordnung, und folgt aus § 6 IPRG, dass die von der BF und der
Bezugsperson geschlossene Ehe hier keinen Rechtsbestand hat.Es ist daher im gegenstandlichen Verfahren davon
auszugehen, dass keine rechtskonforme Ehe der BF gemaRR dem Internationalen Privatrechtsgesetz mit der
asylberechtigten Bezugsperson in Osterreich besteht. Nach Paragraph 6, IPRG ist eine Bestimmung des fremden

Rechtes dann nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fihren wirde, das mit den
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Grundwertungen der Osterreichischen Rechtsordnung unvereinbar ist. Eine Kinderehe widerspricht eindeutig den
Grundwerten der Osterreichischen Rechtsordnung, und folgt aus Paragraph 6, IPRG, dass die von der BF und der
Bezugsperson geschlossene Ehe hier keinen Rechtsbestand hat.

Auch aus der Entscheidung des EGMR vom 08.12.2009 (Case of Munoz Diaz vs. Spain, No. 49.151/07) geht hervor, dass
keine Verpflichtung besteht, EheschlieBungen auf Grundlage fremder Rechtsordnungen anzuerkennen, die den
Grundwerten der nationalen Rechtsordnung widersprechen.

Vor diesem Hintergrund erubrigt sich die Frage, ob eine nachtragliche standesamtliche Registrierung der zuvor
traditionell geschlossenen Kinderehe ruckwirkende Gultigkeit erlangt, da eine derartige Ehe, die von einer unter 16-
jahrigen Person eingegangen werden sollte, fir den O&sterreichischen Rechtsverkehr jedenfalls keine Gultigkeit
erlangen kann.

Da zum spateren Zeitpunkt der standesamtlichen Registrierung der Ehe nicht beide Partner gleichzeitig anwesend
waren, kann auch dieser Registrierungsakt jedenfalls nicht als gultige EheschlieBung angesehen werden.

Die Argumentation der OB Damaskus und des Bundesamtes, wonach vor Einreise der Bezugsperson am 08.05.2015
nach Osterreich keine Ehe mit der BF bestanden hat und ihr damit nicht die geforderte
Familienangehdrigeneigenschaft iSd. § 35 AsylG zukommt, ist im Ergebnis zutreffend. Damit erweist sich jedoch eine
Schutzgewahrung an die BF im Rahmen eines Familienverfahrens gem. § 34 ASylG als unwahrscheinlich und war der
Einreisetitel daher gem. § 35 Abs. 1 und 4 AsylG zu versagen.Die Argumentation der OB Damaskus und des
Bundesamtes, wonach vor Einreise der Bezugsperson am 08.05.2015 nach Osterreich keine Ehe mit der BF bestanden
hat und ihr damit nicht die geforderte Familienangehdrigeneigenschaft iSd. Paragraph 35, AsylG zukommt, ist im
Ergebnis zutreffend. Damit erweist sich jedoch eine Schutzgewadhrung an die BF im Rahmen eines Familienverfahrens
gem. Paragraph 34, ASylG als unwahrscheinlich und war der Einreisetitel daher gem. Paragraph 35, Absatz eins und 4
AsylG zu versagen.

Eine mundliche Verhandlung war gemaR & 11a Abs. 2 FPG nicht durchzuflihren.Eine mindliche Verhandlung war
gemal Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG nicht durchzufiihren.

Barauslagen iSd § 11a Abs. 3 leg.cit. sind im Beschwerdeverfahren nicht entstandenBarauslagen iSd Paragraph 11 a,
Absatz 3, leg.cit. sind im Beschwerdeverfahren nicht entstanden.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.GemaRl Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begrinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Losung
einer Rechtsfrage abhéngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im den vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidungen nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhéangt. Hinsichtlich der
Einordnung des Sachverhaltes konnte sich das Bundesverwaltungsgericht auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stiitzen. Die maRgebliche Rechtsprechung wurde bei
obigen Erwagungen wiedergegeben.Im den vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4,
B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidungen nicht von der Losung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung
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abhangt. Hinsichtlich der Einordnung des Sachverhaltes konnte sich das Bundesverwaltungsgericht auf eine standige
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stltzen. Die maligebliche

Rechtsprechung wurde bei obigen Erwagungen wiedergegeben.
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